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Die Initiative der Jungsozialisten fordert eine extreme 50%-Erbschaftssteuer und lässt 
keine Ausnahmen zu. Das ist eine grosse Gefahr für viele Schweizer Familienunter-
nehmen, weil sie gezwungen sind, Anteile zu verkaufen, um das Unternehmen an ihre 
Nachkommen übergeben zu können. Das Resultat: ein Ausverkauf von Tradition und 
Kontinuität.

Bis zu 1‘265 Franken mehr pro Haushalt
Die Initiative ist so extrem, dass der Bundesrat davon ausgeht, dass praktisch alle 
der rund 2‘500 Direktbetroffenen die Schweiz verlassen würden. Statt Mehreinnah-
men fehlen Bund, Kantonen und Gemeinden jedes Jahr bis zu 3‘700‘000‘000 Fran-
ken. Um die Löcher zu stopfen, müssten die Steuern für die Bevölkerung erhöht oder 
beim Service Public Abstriche gemacht werden. Pro Haushalt droht eine Steuererhö-
hung von bis zu 1‘265 Franken pro Jahr.

Kollateralschäden durch Dominoeffekt
Die Initiative verursacht zusätzlich auch volkswirtschaftliche Kosten, die niemand be-
ziffern kann. Die Gärtnerin, der Beautysalon oder die Innenarchitekten verlieren Auf-
träge, wenn Vermögende auswandern. Es drohen Nachteile für Angestellte, wenn 
ausländische Finanzinvestoren anstelle von lokal verwurzelten Firmeninhabern mehr 
Unternehmen leiten.  

Die Juso-Initiative ist sozialpolitisch unnötig, wirtschaftlich gefährlich, 
umweltpolitisch kontraproduktiv und staatsrechtlich fragwürdig. 

Überparteiliche Allianz «NEIN zur extremen Juso-Initiative»
c/o FDP.Die Liberalen Schweiz, Neuengasse 20, 3011 Bern
www.juso-nein.ch   /  info@juso-nein.ch

Du bezahlst für die leeren Kassen!



5 Gründe für ein NEIN

NEIN zu höheren Steuern für den Mittelstand 
Verlassen die stärksten Steuerzahlenden die Schweiz, zahlt jeder Haushalt 
pro Jahr bis zu 1‘265 Franken mehr. Die Initiative ist ein Bumerang: Statt 
Mehreinnahmen kommt es zu Steuerausfällen von bis zu 3,7 Milliarden.

NEIN zur Zerschlagung von Familienunternehmen 
Das Vermögen der Unternehmerinnen und Unternehmer steckt in Werk-
hallen und Maschinen. Eine 50%-Erbschaftssteuer führt fast immer zum 
Verkauf von Firmen oder Anteilen an Investoren im In- und Ausland.

NEIN zum klassenkämpferischen Umbau der Gesellschaft 
Der extreme Initiativtext der Jungsozialisten fordert ausdrücklich den 
«sozial gerechten, ökologischen Umbau der Gesamtwirtschaft».

NEIN zur Einschränkung der Kantone 
Die Initiative schwächt den Föderalismus, weil zusätzlich zu den kanto-
nalen auch eine nationale Erbschaftssteuer eingeführt wird. Die Zweckbin-
dung der Einnahmen beschneidet zudem die kantonale Finanzautonomie.

NEIN zu Experimenten und Unsicherheit  
Im internationalen Vergleich hat die Schweiz bereits heute überdurchsch-
nittlich hohe Einnahmen aus Erbschafts- und Schenkungssteuern. Zu-
dem gibt es die Vermögenssteuer, die in der Schweiz – anders als in den 
meisten OECD-Ländern – existiert und zu den höchsten weltweit gehört.

Die 50%-Steuer auf Erbschaften zwingt zum Zwangsverkauf von Famili-
enunternehmen. Die KMU werden gespalten und müssten in vielen Fällen 
an in- und ausländische Finanzinvestoren verkauft werden.
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Eine breite Allianz 
empfiehlt ein NEIN!

Um was es geht

Die Volksinitiative der Jungsozialisten will eine nationale Erbschaftssteuer auf Ver-
mögen über 50 Millionen Franken einführen. Mit dem Ertrag soll die Gesamtwirtschaft 
«sozial gerecht und ökologisch» umgebaut werden. 

Der Bundesrat und die Kantone warnen

Der Bundesrat und die Kantone empfehlen ein klares NEIN, weil die Initiative teu-
er, gefährlich und unnötig ist. Der Bundesrat warnt vor massiven Steuerausfällen, 
weil praktisch alle Betroffenen die Schweiz verlassen würden. Zudem verfügt die 
Schweiz bereits über progressive Einkommens- und Vermögenssteuern und be-
treibt eine aktive und verursachergerechte Klimapolitik. 

Folgende Organisationen empfehlen ein NEIN


